
Wenn man glaubt, was die Internet-
seite der Firma verspricht, läuft
es wie immer: bestens. Dann ist

sie der perfekte Einkäufer der Bundeswehr
für alles, was die Soldaten am Leib tragen,
Uniformen, Stiefel, lange Unterhosen. Be-
kannt für „optimale Beschaffungsergebnis-
se“. Gewieft darin, die Einkaufspreise zu
drücken. Und das bei höchster „Liefer -
sicherheit“. Die sei sogar noch gestiegen.
Melde gehorsamst: auf 99,8 Prozent.

Klingt nach einem guten Geschäft für
den Steuerzahler? War es aber nicht. Denn
jetzt muss der Bund die Firma mit fast 60

Millionen Euro retten, weil deren Manager
versagt haben – und die Aufseher im Ver-
teidigungsministerium offenbar gleich mit.
Ohne all die Steuermillionen läge die Lie-
fersicherheit der LH Bundeswehr Beklei-
dungsgesellschaft (LHBw) nämlich nicht
mehr bei 99,8 Prozent. Sondern bei null.
Noch kurz vor Weihnachten war offen, ob
die Bundeswehr genug Grünzeug im De-
pot haben würde, um im Januar mehr als
5000 Rekruten einzukleiden.

Schon seit Monaten ist das Schicksal der
LHBw deshalb Thema von Krisensitzun-
gen im Verteidigungs- und im Finanz -

ministerium, begleitet von verwunderten
Fragen der Experten im Bundestag: Wie
konnte das passieren? Ausgerechnet bei
einer Firma, die der Bund vor 13 Jahren
mit privaten Unternehmen gegründet hat-
te, um nicht nur Geld zu sparen, sondern
vielleicht sogar zu verdienen. Und in der
immer ein General als Mitgeschäftsführer
saß, damit auch wirklich nichts schief -
gehen konnte.

Eines steht nun fest: Spätestens im Som-
mer wird der Bund die marode Einkaufs-
firma ganz übernehmen, um sie vor dem
Bankrott zu bewahren. Die Eckpunkte,
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Schlank. Schlau. Schlecht.
Bundeswehr Vor Jahren übertrug das Verteidigungsministerium den Einkauf von Uniformen an
eine Firma. Das kostet den Bund jetzt bis zu 60 Millionen Euro. Die Geschichte eines Fiaskos.

Rekrutin bei Einkleidung in der Julius-Leber-Kaserne in Berlin



Deutschland

wie die Scheidung von den Privaten ab-
laufen soll, hat er mit ihnen am 3. März
ausgehandelt.

So endet ein Experiment, mit dem
 Rudolf Scharping in seiner Zeit als Ver -
teidigungsminister beweisen wollte, dass
Militärprojekte auch schlanker, schlauer,
schneller gehen können als mit einem
 Behördenapparat. Stattdessen zeigt der
Versuch nun vor allem eines: dass die
 öffentliche Hand draufzahlt. In diesem Fall,
weil auch das Verteidigungsministerium
dilettiert und Warnungen des Bundes -
rechnungshofs über Jahre in den Wind ge-
schlagen hat.
„Das Ministerium hat viel zu lange die

Augen verschlossen“, ärgert sich der Grü-
ne Tobias Lindner, der im Verteidigungs-
ausschuss sitzt. Der Ausschussvorsitzende
Hans-Peter Bartels (SPD) zieht daraus die
Lehre: „Wir sollten vorsichtiger mit sol-
chen Partnerschaften umgehen.“

Bis 2002 hatte die Bundeswehr ihre
 Soldaten noch selbst eingekleidet, dann
aber verbündete sich das Verteidigungs-
ministerium mit den Firmen Hellmann
Worldwide Logistics aus Osnabrück und
Lion Apparel Deutschland, deren Mutter
in Ohio, USA, saß. Die beiden Privaten
kamen bei der LHBw auf knapp drei Vier-
tel, den Rest hielt der Bund – genug, um
Bescheid zu wissen, zu wenig, um mitzu-
entscheiden.

Das war genau so gewollt: Beseelt vom
Wunderglauben, dass Privatfirmen effi-
zienter seien als eine Behörde, wollte ih-
nen der Bund erst gar nicht hineingrät-
schen können. Dafür sollten die Partner
aber auch das unternehmerische Risiko
 tragen: Die privaten Miteigentümer ver-
pflichteten sich im Vertrag mit dem Bund,
die Firma „jederzeit mit allen erforder -
lichen Mitteln auszustatten“. Wie sich heu-
te herausstellt, war das eine Schönwetter-
garantie.

Was anfangs nach einer zauberhaften
Beziehung aussah – New Economy küsst
verschnarchte Truppe wach –, entpuppte
sich schon bald als schwierige Ehe, mit
dem Bund in der Rolle der naiven Braut.
Zwar machte die LHBw bis 2012 noch Ge-
winne. Aber auf wessen Kosten, das war
schon 2008 die Frage, als der Bundesrech-
nungshof die Firma inspizierte.

Für die Prüfer war zu dem Zeitpunkt
klar: Das ging vor allem „zulasten des
 Bundeshaushaltes“. Und Schuld daran hat-
te aus ihrer Sicht in erster Linie das Ver-
teidigungsministerium, das seine schützen-
de Hand über die Firma halte. Das Minis-
terium, einerseits Auftraggeber, anderer-
seits Miteigentümer der LHBw, könne das
Spannungsverhältnis zwischen beiden Rol-
len nicht sachgerecht auflösen, hieß es
schon damals.

Die Ministerialen nahmen die Kritik
aber offenbar nicht an, also kamen die Prü-

als später gebraucht wurde. Ende des Jah-
res musste die Bundeswehr der Firma des-
halb erneut die Lager leer kaufen. Die Klei-
derberge in den Kasernen wuchsen weiter.
Diesmal warnte das BAWV: „Die abzuneh-
menden Warenmengen dürften zu einer
signifikanten Erhöhung der Lagerbestände
führen, für die ein Bedarf nicht erkennbar
ist.“ Das alles sei „mindestens in 2012“ für
eine „bedarfsgerechte Versorgung in wei-
ten Bereichen ausreichend“.

Für die Bundeswehr. Nicht aber für ihre
Einkaufsfirma. Die ließ nicht locker. Und
immerhin: 51 Millionen Euro wollten die
BAWV-Verhandler dann auch für 2012
noch bereitstellen. Am Ende wurden da-
raus sogar 80,5 Millionen. Wie das sein
konnte? Viel Papier fand der Rechnungs-
hof dazu nicht, einen klaren Schuldigen
gab es für die Prüfer trotzdem – das Minis-
terium. „Ihr Referat nahm bestimmenden
Einfluss“, um „dem Anliegen der LHBw
auch gegen das Votum des BAWV zu ent-
sprechen“, schrieben sie nach Bonn. „Auf
diese Weise“ hätten die Ministerialen „die
Position der Bundeswehr als Auftraggeber
der LHBw geschwächt“.

Das alles erklärt nun aber nicht, warum
die LHBw kurz vor der Pleite stand – im
Gegenteil. Zum Überleben hätte es mit so
viel Hilfe aus dem Ministerium reichen
müssen. Doch schon bei der Gründung hat-
ten Bund und Private ausgemacht, dass
ihre gemeinsame Gesellschaft noch auf
eine andere Shoppingtour gehen durfte.
Sie sollte mit einer Tochterfirma Nebenge-
schäfte hereinholen, für Extragewinne, und
dazu stieg sie von 2008 an bei Textilher-
stellern im Ausland ein: in Frankreich und
Spanien, in Großbritannien und der
Schweiz, in Hongkong, Neuseeland und
Australien. Das meiste auf Pump finanziert.
Einen faden Beigeschmack bekam die Sa-
che noch dadurch, dass unter den Verkäu-
fern ein bekannter Name war: Lion Appa-
rel, der eigene Gesellschafter. Er stieß auf
diese Weise einen großen Teil seiner Un-
ternehmensgruppe ab. Fragen des SPIEGEL
will die LHBw dazu nicht beantworten.

So exotisch die Beteiligungen in aller
Welt, so exorbitant die Kosten: 2013 muss-
te die Mutter 27,5 Millionen Euro in ihre
Subfirmen einschießen. Doch „weder die
Geschäftsführung noch die privaten Ge-
sellschafter haben dem Bund in dieser Zeit
eröffnet, dass das Unternehmen in ernst-
hafte wirtschaftliche Schwierigkeiten ge-
raten könne“, ließ das Ministerium kürz-
lich den Verteidigungsausschuss wissen. Im
Juli 2013 verlängerte der Bund den Vertrag
mit der LHBw sogar bis 2016.

Erst im Geschäftsjahr 2014 kam heraus,
dass die Pleite drohte; im Mai setzten die
Firmenchefs, darunter ein freigestellter Ge-
neralmajor der Bundeswehr, die Eigner ins
Bild. Also rückte mal wieder der Rech-
nungshof ein und legte im November den
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fer 2012 wieder und diesmal aus dem Stau-
nen gar nicht mehr heraus. Da kassierte
die Firma zum Beispiel Prämien vom
Bund, wenn sie den „Sportschuh Halle“
billiger einkaufte als im Vorjahr. Warum
auch nicht? Nur fiel auf, dass der Einkaufs-
preis ein Jahr später plötzlich steil stieg,
dann erneut purzelte – schon gab es die
nächste Prämie. Von der LHBw heißt es
dazu heute, über die Jahre gesehen habe
man die Einkaufspreise „signifikant sen-
ken können“.

Am heftigsten stieß sich der Rechnungs-
hof aber daran, dass bei den Shopping -
touren eines nicht so wichtig schien: ob
der Truppe überhaupt etwas fehlte. Denn
wie die Prüfer schreiben, durften die
LHBw-Manager mit Rückendeckung des
Ministeriums weit mehr an die Bundes-
wehr liefern, als die Soldaten in absehbarer
Zeit brauchten.

Das hatte mit einer absurden Abma-
chung zu tun, die so wohl nur in der sozia-
listischen Planwirtschaft möglich ist – oder
eben beim Militär. Demnach durfte die
LHBw einkaufen, was das Beschaffungs-

budget des Bundes hergab. Festgelegt zum
Jahresanfang. Dass die Kleiderkammern
der Truppe später im Jahr oft weit weniger
Nachschub orderten, spielte keine Rolle.
„In dem Maße, in dem das Budget nicht
ausgeschöpft wurde, war die Bundeswehr
verpflichtet, der LHBw die Bekleidung am
Jahresende abzukaufen“, heißt es im Rech-
nungshofbericht 2012.

So ging das jahrelang, nur dass einer
nicht so recht mitspielen wollte: das Bun-
desamt für Wehrverwaltung (BAWV). Jene
Behörde, die für das Ministerium die Ge-
schäfte mit der Firma abzuwickeln hatte.
Und den echten Bedarf taxierte.

Schon Ende 2010, so der Rechnungshof,
musste der Bund der LHBw auf einen
Schlag Bekleidung „im Wert von mehr als
50 Millionen Euro“ abkaufen, weil er die
zu Jahresbeginn festgelegten Mengen noch
nicht abgenommen hatte. Damit saß die
Bundeswehr auf einem Berg von Ausrüs-
tung, und das auch noch kurz bevor die
Wehrpflicht wegfallen sollte. Also funkte
das BAWV ins Ministerium: Es „zeichnet
sich ab, dass die Lagerbestände für eine
Versorgung im Jahr 2011 in weiten Berei-
chen ausreichend sind“.

Der LHBw war das egal. Sie wollte wei-
ter einkaufen, möglichst viel und nie we-
niger als das, was das Ministerium ihr zu-
gesagt hatte. Und das Ministerium sagte
auch für 2011 wieder viel zu viel zu, mehr,

Der Denkzettel war so 
derb formuliert, dass er
auch in den Köpfen 
der Ministerialen ankam.



nächsten Horrorbericht vor. Gut zehn Mil-
lionen hatte der LHBw-Konzern allein da-
mit verbrannt, die Firmen in England und
Frankreich wieder abzustoßen. Und meh-
rere Millionen Euro standen im Feuer, weil
der Bund schon Material bezahlt hatte, das
die LHBw noch gar nicht geliefert hatte.

Jetzt wäre es an der Zeit gewesen, dass
die privaten Partner die Löcher stopfen,
so wie im Jahr 2002 versprochen. Tatsäch-
lich pumpten sie fünf Millionen Euro in
die Firma, dann aber war Schluss. Alles
Weitere müsse der Bund erst mal überneh-
men. Ob sie damit vor Gericht durchkom-
men würden, war zwar offen, aber klagen
wollte der Bund nicht – bis zur Entschei-
dung wäre die LHBw wohl längst am Ende
gewesen.

Was also tun? Wenn es nach dem Ver-
teidigungsministerium gegangen wäre, erst
mal weitermachen wie bisher. Es wollte
den Vertrag mit den Privaten bis 2018 ver-
längern, um Zeit zu gewinnen. Das sei die
„einzige Möglichkeit“, andernfalls sei nicht
sicher, ob die Soldaten ab Herbst 2016
noch genug Hemden im Spind hätten.

Dieser Vorschlag machte aber selbst die
sonst so nüchternen Rechnungshofleute
sauer. So zu tun, als gäbe es nur diese Lö-
sung, „wird dem komplexen Thema nicht
gerecht und täuscht über eigene Versäum-
nisse hinweg“, schrieben sie. Denn „bereits
im August 2007“ habe der Rechnungshof
„ein tragfähiges Risikomanagement mit ei-
ner Ausstiegsplanung angemahnt“. Schon
da habe man dem Ministerium gesagt, es
könne doch nicht warten, bis die Koope-
ration gescheitert sei. Stattdessen habe das
Ressort aber erst 2013 angefangen, sich Ge-
danken zu machen.

Diesmal war also der Denkzettel so
derb formuliert, dass er nicht nur im
Ministe rium ankam, sondern auch in den
Köpfen der Ministerialen. Der Rechnungs-
hofbericht, heißt es dort kleinlaut, „gibt
den Sachverhalt im Wesentlichen richtig
wieder“.

Anfang März hat sich der Bund nun ge-
gen ein Weiterwursteln und für den Schnitt
entschieden. Hart, aber teuer. Im Sommer
übernimmt er die LHBw ganz. Schultert
34 Millionen Euro Bankschulden. Riskiert
bei der Abwicklung der Auslandsfirmen
noch mal 6 Millionen Euro Verlust. Und
kauft die Privaten mit insgesamt 8,75 Mil-
lionen heraus. Die verlieren damit nur
knapp 4 Millionen Euro ihres Kapitals.

Unterm Strich erwartet das Verteidi-
gungsministerium ein Minus von 55 bis 60
Millionen Euro; eine Pleite wäre dagegen
wohl mit 95 bis 105 Millionen Euro einge-
schlagen. „Das Verhandlungsergebnis ist
angemessen, verhältnismäßig und verant-
wortbar“, schreibt dazu das Ministerium.
So kann man noch eine Lehre aus dem
Fall ziehen: wie man ein Fiasko schön -
redet. Jürgen Dahlkamp, Jörg Schmitt

Die Frau war vorsichtig, als sie mit
dem Bremer Landesamt für Verfas-
sungsschutz sprach: Die Polizei

dürfe nicht eingeschaltet werden, sagte sie,
denn mit Aussagen bei den Ermittlungs-
behörden habe sie schlechte Erfahrungen
gemacht. Auch Namen werde sie nicht
nennen. Die Verfassungsschützer akzep-
tierten die Bedingungen.

Dann erzählte die Informantin, eine Jour-
nalistin, im vergangenen Oktober eine wil-
de Geschichte. Es ging um 60 Maschinen-

pistolen vom Typ Uzi und zwei Salafisten
aus dem „Islamischen Kulturzentrum“
(IKZ) in Bremen. Die beiden wollten, so
die Informantin, alle Glaubensbrüder aus
ihrer Moschee bewaffnen.

Die Verfassungsschützer kümmerten sich
um die Verdächtigen. Und als die Bremer
Innenbehörde Ende Februar den größten
Terroralarm in der Geschichte der Hanse-
stadt auslöste und schwer bewaffnete Poli -
zeibeamte aus mehreren Bundesländern
mit Schutzwesten in die Fußgängerzone
schickte, erfuhr das ganze Land von jenen
60 Uzis. Sollte in Bremen ein noch größeres
Blutbad angerichtet werden als in der Pari-
ser Redaktion von „Charlie Hebdo“?

Inzwischen ist fraglich, ob es diese Ma-
schinenpistolen gegeben hat. Haben die
Bremer Behörden sich zu sehr auf die In-
formantin verlassen?

Zuerst hatte sie von einem Treffen der
beiden Salafisten mit dem Ältesten eines
Familienclans erzählt, dessen Name in Bre-

men für organisierte Kriminalität steht wie
der Name Jacobs für Kaffee. Man habe
bei dem Treffen Arabisch gesprochen. Spä-
ter korrigierte die Informantin ihre Aussa-
ge in zwei Punkten: Der „Älteste“ habe
die beiden doch nicht am Bahnhof, son-
dern in einem Shisha-Café getroffen. Und
die Sprache sei nicht Arabisch, sondern
Deutsch gewesen. Egal – auf jeden Fall
hätten die Salafisten Uzis kaufen wollen,
massenhaft.

Was die Beamten elektrisierte, war die
konkrete Personenbeschreibung. Sie pass-
te auf den 39-jährigen Libanesen Moha-
med M. Der Staatsschutz der Polizei fuhr
nun das ganze Programm auf: Observatio-
nen, Telefonüberwachung, V-Leute.

Dann meldete sich eine weitere Zeugin,
die ebenfalls auf Mohamed M. hinwies.

Und im Januar erzählte die Journalistin,
sie habe von einem Mann erfahren, dass
die Waffen inzwischen übergeben worden
seien. Jede Familie im Umfeld des IKZ sei
jetzt mit einer Uzi ausgestattet.

Den Bremer Verfassungsschützern wur-
de die Quelle offenbar zunehmend sus -
pekt. „Eine kritische Betrachtung“ der An-
gaben sei angeraten, heißt es in einem Ver-
merk.

Da waren die Kollegen der Staatsschutz-
Abteilung allerdings schon auf Hochtouren.
Den Auslöser für den Großalarm lieferte
schließlich ein Hinweis des Zollkriminal-
amts, der die merkwürdigen Angaben der
Zeugin zu bestätigen schien. Wieder spielte
Mohamed M. eine Rolle: Ein Anschlag sei
geplant, noch im Februar. Dieser Hinweis
soll nach Angaben von Behörden präzise
gewesen sein, aus verlässlicher Quelle. Vier
Salafisten aus Frankreich seien auf dem
Weg in die Hansestadt.

Am 28. Februar ließ Innensenator Ulrich
Mäurer (SPD) die Polizei aufmarschieren.
Was folgte, waren mehrere Pannen. Das
IKZ, wo die Waffen vermutet wurden,
blieb etwa stundenlang unbeobachtet. Erst
am Abend kam der Durchsuchungsbe-
schluss.

In einer ersten Vernehmung bestritt der
Libanese Mohamed M. die Vorwürfe. Die
Sache mit der Bewaffnung? Da sei es nur
um Schlagstöcke gegangen, mit denen 
sich die Gemeindemitglieder notfalls ge-
gen Islamgegner hätten verteidigen kön-
nen.

Als die Beamten nach den vier Franzo-
sen fragten, erklärte M., das seien Nieder-
länder gewesen, keine Franzosen. Und sie
hätten Spenden gesammelt für einen Mo-
scheebau. Ob das tatsächlich so war, lässt
sich nicht belegen. 

Jedenfalls ließen die Ermittler Moha-
med M. und seinen Bruder Bilal wieder
laufen. Für gefährlich halten sie die beiden
offenbar nicht mehr. Eine Observation –
in solchen Fällen üblich – unterblieb.

Hubert Gude, Ansgar Siemens

38 DER SPIEGEL 13 / 2015

FO
TO

: 
C
A
R
M
E
N
 J
A
S
P
E
R
S
E
N
 /
 D
PA

Deutschland

Stöcke statt
Pistolen
Islamismus Vor drei Wochen
 legten Polizisten bei einer Anti-
Terror-Operation die Bremer
City lahm – schenkten sie einer
Informantin zu viel Glauben?

Anti-Terror-Einsatz in Bremen


